
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

Brzeg Dolny, Polen, den 17.07.2024 
 
Öffentliche Stellungnahme der internationalen Menschenrechtsorganisation 

 
 

zum Verbot der COMPACT-Magazin GmbH sowie der CONSPECT FILM GmbH 
 

Vorläufige Einschätzung auf Basis der aktuell verfügbaren Informationen 
 

Nancy Faeser hatte bereits mit dem 13-Punkte Plan vom 13. Februar 2024 angekündigt, 
dass sie auch Äußerungen unterhalb der Strafbarkeit verfolgen möchte. Dies scheint sie 
hiermit umgesetzt zu haben. Ein solches Vorgehen verstößt jedoch gegen Artikel 6 EMRK, 
Artikel 14 (2) ICCPR, das Recht auf einen fairen Prozess, welcher den Nachweis der 
Schuld fordert. Gleichzeitig müssen diese Praktiken auch als Verstoß gegen Artikel 7 
EMRK und Artikel 15 ICCPR, die Bestrafung ohne strafbare Handlung, gewertet werden.  
 

Die gegen Compact erbrachten plakativen Vorwürfe müssten erst einmal substantiiert 
sowie dann vor einem unabhängigen Gericht in einem fairen Prozess nach Artikel 6 EMRK 
nachgewiesen werden. Es ist jedoch sehr fraglich, ob dies bei allen Vorwürfen unter 
Berücksichtigung aktuell anhängiger Verfahren beim IGH gegen Deutschland überhaupt 
gewährleistet werden kann. Zudem hat der EuGH bereits im Jahr 2019 in 3 Urteilen die 
fehlende Unabhängigkeit der Justiz festgestellt2 und der Menschenrechtsausschuss der 
Vereinten Nationen hat diese ebenfalls in seinem Bericht aus dem Jahre 2021 bemängelt.3 
 

Die Bundesregierung hadert sowieso mit der Pressefreiheit, denn sie benachteiligt 
rechtswidrig Fachjournalisten gegenüber hauptberuflichen Journalisten.1 Dies ist nicht mit 
Artikel 19 ICCPR vereinbar.  
 
Udo Leibmann 
Director International Affairs & Media 
 
1Das Urteil vom 23.11.2023 - BVerwG 10 C 2.231, über welches in der Pressemitteilung des Bundesverwaltungsgerichts Nr. 
89/2023 vom 23.11.2023 berichtet wird, muss demnach als eklatante Missachtung des Artikel 19 ICCPR sowie 
CCPR/C/GC/34 Punkt 41 betrachtet werden. 
2EuGH Urteile vom 27.05.2019 mit den Aktenzeichen C-508/18, C-82/19 und C-509/18. 
3 In dem Dokument des ICCPR Menschenrechtsausschusses CCPR/C/DEU/CO/7 Punkt 40, den abschließenden 
Bemerkungen zum siebten Staatenbericht Deutschlands vom 30. November 2021. 


